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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Die Aussage des Chefs der Grenzwacht in der SiK-NR, die Ostschweiz werde bei der
Grenzwacht „mit dem Mut zur Lücke vernachlässigt“, gab angeblich den Anstoss für eine
Motion Müller (fdp, SG), mit der er vom Bundesrat die angemessene Berücksichtigung
der Ostschweiz bei der Stellenbesetzung im Grenzwachtkorps forderte. Die
Ostschweiz sei „sehr stark vom sogenannten grenzüberschreitenden Kriminaltourismus
aus dem Osten betroffen“ und auch Flüchtlingsströme kämen zunehmend an die
ostschweizer Grenze, begründete der Motionär sein Anliegen. Bundesrat Ueli Maurer
entgegnete, das Grenzwachtkorps habe angesichts der angespannten Migrationslage
generell zu wenig Personal. Daher rührten auch die Überlegungen zur Unterstützung des
Grenzwachtkorps durch das Militär. Da das Tessin ein Hotspot für die Migration
darstelle, sei dort zeitweise mehr Personal benötigt worden, das in anderen Regionen
dann gefehlt habe. Das Personal des Grenzwachtkorps werde flexibel jeweils dort
eingesetzt, wo es die laufende Lagebeurteilung gebiete. Trotz dieser Ausführungen des
Bundesrates nahm die bürgerliche Mehrheit im Nationalrat die Motion mit 121 zu 63
Stimmen bei 14 Enthaltungen an. Im Ständerat wurde dem Vorstoss durch
stillschweigende Ablehnung jedoch ein jähes Ende bereitet. 1

MOTION
DATUM: 13.06.2016
KARIN FRICK

Die Devise «Schuster, bleib bei deinem Leisten!» soll gemäss Nationalrat Marco
Romano (cvp, TI) in Bezug auf das Grenzwachtkorps gelten. Mit einer im Frühjahr 2017
eingereichten Motion mit ebendiesem Titel forderte er den Bundesrat auf, Massnahmen
zu treffen, damit das Grenzwachtkorps sich auf seine Kernaufgaben – Grenzkontrolle
und Registrierung der einreisenden Migrantinnen und Migranten – konzentrieren
könne. Der seit Monaten grosse Migrationsdruck an der Schweizer Grenze führe dazu,
dass sich das Grenzwachtkorps zunehmend auch mit logistischen Aufgaben belastet
sehe, zum Beispiel mit der Überwachung der Empfangszentren oder mit
Personentransporten. Von diesen Aufgaben müsse das Grenzwachtkorps befreit
werden, damit es an der Grenze nicht an Personal mangle, so der Motionär. Der
Bundesrat bestätigte, dass diese zusätzlichen Aufgaben, solange sie keinen direkten
hoheitlichen Bezug hätten, von anderen Sicherheitskräften übernommen werden
könnten und beantragte die Annahme der Motion. Grünen-Nationalrat Balthasar Glättli
(gp, ZH) bekämpfte den Vorstoss. Er sah darin eine unnötige
«Stellvertreterauseinandersetzung um die Frage, ob wir die Arbeit und die schwierige
Situation des Grenzwachtkorps ernst nehmen», denn nicht-hoheitliche Aufgaben
würden zum Teil bereits heute ausgelagert; die Motion brauche es schlichtweg nicht.
Bundesrat Ueli Maurer nutzte sein Votum im Nationalrat indes auch dafür, dem
Grenzwachtkorps «für die hervorragende Arbeit» zu danken. Die Motion gehe in die
richtige Richtung. Mit 148 zu 22 Stimmen bei 10 Enthaltungen nahm die grosse Kammer
den Vorstoss in der Herbstsession 2017 an. Der Ständerat stimmte ihm in der
darauffolgenden Wintersession ebenfalls zu. 2

MOTION
DATUM: 12.12.2017
KARIN FRICK

Im Ständerat war die Motion Amstutz (svp, BE), die eine verbindliche
Vorladungskompetenz für den NDB forderte, chancenlos. Stillschweigend folgte die
kleine Kammer in der Sommersession 2018 dem Antrag ihrer SiK und lehnte den
Vorstoss ab. Es müssten zuerst Erfahrungen mit dem Instrumentarium des neuen NDG
gesammelt und ausgewertet werden, bevor Anpassungen vorgenommen werden, die so
tief in die Grundrechte eingreifen. Ausserdem komme dem NDB eine präventive Rolle
zu, während verbindliche Befragungen in den Aufgabenbereich der Polizei fielen. Die
Befugnisse des NDB und der Polizei sollten auch weiterhin getrennt bleiben. 3

MOTION
DATUM: 31.05.2018
KARIN FRICK
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Gleichzeitig mit den beiden Standesinitiativen aus den Kantonen Basel-Landschaft
(Kt.Iv. 15.301) und St. Gallen (Kt.Iv. 17.311) beriet der Nationalrat in der Herbstsession
2018 auch eine Motion (Mo. 18.3385) und ein Postulat (Po. 18.3386) seiner
sicherheitspolitischen Kommission zum Thema Aufstockung des Grenzwachtkorps. Die
Forderung der Motion war es, das Globalbudget der EZV im Voranschlag 2019 sowie im
Finanzplan ab 2020 in dem Ausmass zu erhöhen, dass dem Grenzwachtkorps 44
zusätzliche Vollzeitstellen zugutekommen. Das Postulat forderte den Bundesrat auf,
einerseits darzulegen, mit welcher Personalreduktion bei der EZV infolge der
Umsetzung des Transformationsprogramms «DaziT» bis ins Jahr 2026 gerechnet
werden könne und andererseits vorzuschlagen, wie diese Personalreduktion bei der
Zollverwaltung ganz oder teilweise in eine Aufstockung des Grenzwachtkorps überführt
werden könnte. Obschon der Bundesrat beide Vorstösse zur Ablehnung empfahl, da er
unter den gegebenen Umständen – insbesondere der Personalplafonierung bei der
Bundesverwaltung auf 35'000 Stellen – keine realistische Chance auf deren Umsetzung
sah, stimmte der Nationalrat sowohl der Motion als auch dem Postulat mit grosser
Mehrheit zu. 4

MOTION
DATUM: 27.09.2018
KARIN FRICK

Nachdem die eidgenössischen Räte in der Budgetdebatte 2019 44 zusätzliche Stellen
für das Grenzwachtkorps bewilligt hatten, wurde die Motion der SiK-NR, die genau
ebendiese Aufstockung zum Gegenstand hatte, obsolet. Der Ständerat lehnte sie
folglich in der Wintersession 2018 stillschweigend ab, nachdem die Minderheit der SiK-
SR ihren Antrag auf Annahme zurückgezogen hatte. 5

MOTION
DATUM: 04.12.2018
KARIN FRICK

In der Sommersession 2021 schrieben sowohl der Ständerat als auch der Nationalrat die
2017 eingereichte Motion Romano (heute mitte, TI) bezüglich der Ergreifung von
Massnahmen, damit sich das Grenzwachtkorps wieder auf seine Kernkompetenzen
fokussieren kann, entsprechend dem Antrag des Bundesrats stillschweigend ab. In
seinem Bericht über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2020
begründete der Bundesrat seinen Antrag zur Abschreibung damit, dass nach der
Migrationskrise 2015 bereits interne Prozesse angepasst, Effizienzmassnahmen
ergriffen und die Zusammenarbeit verschiedener Akteure überprüft worden seien.
Auch die Neuausrichtung der eidgenössischen Zollverwaltung trage zu einem
verstärkten Fokus der Behörde auf ihren Kernauftrag, nämlich der umfassenden
Sicherheit an der Grenze für die Bevölkerung, die Wirtschaft und den Staat, bei. Dies
geschehe insbesondere durch die Stärkung der operativen Tätigkeit anhand der
Schaffung eines neuen Berufsbilds, welches effizienz- und effektivitätsfördernd «360-
Grad-Kontrollen von Waren, Personen und Transportmitteln» erlaube. 6

MOTION
DATUM: 10.06.2021
CATALINA SCHMID

Strafrecht

In der Herbstsession 2016 stimmte der Nationalrat einer Motion Freysinger (svp, VS) zu
und forderte damit eine strengere Bestrafung bei Aggressionen gegen Beamte und
Behörden. Die im einschlägigen Art. 285 StGB vorgesehene Höchststrafe von drei
Jahren Haft soll auf fünf Jahre angehoben werden. Zudem soll in jedem Fall eine
mindestens einjährige Freiheitsstrafe verhängt werden. Der Bundesrat hatte die
Ablehnung der Motion beantragt, da härtere Strafen nicht erwiesenermassen zu
weniger Straftaten führten und der geltende Strafrahmen von den Gerichten schon
heute nicht ausgeschöpft werde. Die 92 zustimmenden Abgeordneten aus den
Fraktionen der SVP, CVP und BDP liessen sich von dieser Argumentation allerdings nicht
überzeugen. Sie setzten sich gegen 72 ablehnende Stimmen bei 18 Enthaltungen
durch. 7

MOTION
DATUM: 27.09.2016
KARIN FRICK

Der Ständerat beriet die Motion Freysinger (svp, VS), die Aggressionen gegen Beamte
und Behörden strenger bestrafen wollte, in der Frühjahrssession 2017 und lehnte sie
mit 33 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab. Die Stossrichtung der Motion wurde
grundsätzlich begrüsst, aber mit der Formulierung waren sowohl die vorberatende
Rechtskommission als auch der Rat mehrheitlich nicht einverstanden. Vor allem die
Forderung nach einer Mindeststrafe von einem Jahr Haft für alle Vergehen, die unter
Art. 285 StGB fallen, stand wegen Unverhältnismässigkeit in der Kritik. Stattdessen warte
man auf die bundesrätliche Vorlage zur Harmonisierung der Strafrahmen. 8

MOTION
DATUM: 27.02.2017
KARIN FRICK
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Mit einer im Sommer 2016 eingereichten Motion reagierte Nationalrätin Silvia Flückiger-
Bäni (svp, AG) auf die ihrer Ansicht nach nicht mehr hinnehmbare Gewalt gegen die
Polizei in jüngster Zeit. Sie forderte, die entsprechende Strafbestimmung (Art. 285
StGB) dahingehend zu verschärfen, dass bei Gewalt und Drohung gegen Behörden und
Beamte zwingend eine unbedingte Gefängnisstrafe auszusprechen und überdies der
Arbeitgeber über ein rechtskräftiges Urteil im Zusammenhang mit diesem
Straftatbestand zu informieren ist. Damit wollte die Motionärin einerseits eine
abschreckende Wirkung erzielen und so die Zahl der Gewalttaten senken und
andererseits die Attraktivität des Polizeistandes fördern, um sicherzustellen, dass auch
in Zukunft fähige Leute diesen Beruf wählen. Obschon der Bundesrat die Ablehnung des
Vorstosses empfahl, da die Thematik in der Vorlage zur Harmonisierung der
Strafrahmen behandelt werde, stimmte die grosse Kammer im März 2018 der Motion mit
96 zu 92 Stimmen bei 4 Enthaltungen zu. 9

MOTION
DATUM: 15.03.2018
KARIN FRICK

Im Gegensatz zum Nationalrat blieb die Motion Flückiger-Bäni (svp, AG) für schärfere
Strafen bei Gewalt gegen Polizei, Behörden und Beamte im Ständerat chancenlos. Die
kleine Kammer folgte in der Herbstsession 2018 dem einstimmigen Antrag ihrer
Rechtskommission und erteilte dem Vorstoss eine stillschweigende Absage. Sie
verkenne damit nicht den politischen Handlungsbedarf in dieser Sache, erachte die
Forderungen der Motion jedoch als unverhältnismässig für den sehr breiten und
facettenreichen Tatbestand von Art. 285 StGB, begründete die Kommission ihren
Antrag. Der Problematik werde stattdessen im Zuge der Strafrahmenharmonisierung
Rechnung getragen. 10

MOTION
DATUM: 19.09.2018
KARIN FRICK

Auf Antrag seiner Rechtskommission lehnte der Ständerat in der Sommersession 2022
die Motion Müller (cvp, LU) mit dem Ziel, den Autoritätsverlust von Staatsangestellten
zu bekämpfen, stillschweigend ab. Nach eingehender Prüfung durch die
Subkommission habe man darauf verzichtet, das Anliegen in die
Strafrahmenharmonisierung aufzunehmen, weshalb es als erledigt zu betrachten sei,
argumentierte die RK-SR in ihrem Bericht. 11

MOTION
DATUM: 13.06.2022
KARIN FRICK

Öffentliche Ordnung

Sowohl Bauernverbandspräsident Sandoz (fdp, VD), der anlässlich der Ausschreitungen
an der Bauerndemonstration vom 23. Oktober 1996 in Bern selbst Bekanntschaft mit
Tränengas gemacht hatte, als auch seine Ratskollegin Teuscher (gb, BE) verlangten mit
Motionen (Mo. 96.3576 bzw. Mo. 96.3615), dass der Bundesrat den Einsatz toxischer
Stoffe (namentlich CS- und CN-Gas) durch die Polizei verbiete. Der Nationalrat
überwies diese Vorstösse als Postulate. 12

MOTION
DATUM: 20.06.1997
HANS HIRTER

Nachdem im Wahljahr 2007 die SVP-Kundgebung auf dem Bundesplatz zu massiven
Ausschreitungen geführt hatte, wollte die Stadt Bern Kundgebungsumzüge vor
nationalen Wahlen generell verbieten. Das Berner Verwaltungsgericht erklärte diese
Bestimmung jedoch als verfassungswidrig und unverhältnismässig. Die Stadtberner
Stimmbevölkerung lehnte zudem im Juni 2010 eine Initiative knapp ab, welche die
Einschränkung des Demonstrationsrechts vorsah, indem der Polizei das Recht auf
schnelles Auflösen von Kundgebungen eingeräumt worden wäre. Die gleiche Idee wurde
kurz darauf im Nationalrat als Motion eingereicht (Motion Hochreutener, cvp, BE). 13

MOTION
DATUM: 15.06.2010
MARC BÜHLMANN
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Innere Sicherheit

Der Nationalrat überwies darüber hinaus eine Motion seiner Kommission für
Rechtsfragen, welche die Ausarbeitung von rechtlichen Grundlagen für die Ausweitung
des Aktivitätsbereichs dieser Zentralstelle auf eigene Ermittlungen und den Einsatz von
verdeckten Fahndern (sog. V-Männer) verlangt. Der Bundesrat opponierte dagegen mit
den Argumenten, dass er aufgrund eines früheren Postulats Danioth (cvp, UR) (Po.
92.3250) bereits eine Arbeitsgruppe zum Problem der V-Leute eingesetzt habe und
zudem abgeklärt werden müsse, ob es für die Ermittlungstätigkeit der Zentralstelle
einer Verfassungsänderung bedürfe. Sein Antrag auf Umwandlung in ein Postulat
vermochte sich erst im Ständerat durchzusetzen. 14

MOTION
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

Im Einvernehmen mit dem Bundesrat überwiesen der National- und der Ständerat eine
Motion Büchler (cvp, SG) für einen Ausbau der Amtsstelle beim Bundesamt für Polizei,
welche sich mit der Überwachung von terroristischen und kriminellen Bestrebungen
und Propaganda im Internet befasst. Insbesondere gelte es, die personellen
Ressourcen bereit zu stellen, um entsprechende Internetseiten auf schweizerischen
Servern zu eruieren und sofort zu sperren. 15

MOTION
DATUM: 23.09.2009
HANS HIRTER

In der Frühjahrssession 2018 hiess auch der Nationalrat die Motion Jositsch (sp, ZH)
zum Schutz religiöser Gemeinschaften vor terroristischer und extremistischer Gewalt
diskussionslos gut. Im Namen der RK-NR unterstrichen Erich von Siebenthal (svp, BE)
und Lisa Mazzone (gp, GE) die hohe Bedeutung der Zusammenarbeit von Bund,
Kantonen und Gemeinden sowie der Polizei, um diese Lücken im verfassungsmässigen
Bevölkerungsschutz zu füllen. Seit 2017 setze sich eine Arbeitsgruppe mit der
Ausarbeitung eines Konzeptes zur Unterstützung von besonders gefährdeten
Minderheiten auseinander und prüfe Möglichkeiten zur Ergänzung des geltenden
Rechts, um die Bundeskompetenzen zu erweitern, so Justizministerin Sommaruga.
Aufgrund der kantonalen Polizeikompetenz liege die Verantwortung zur Umsetzung
solcher Schutzmassnahmen jedoch vorwiegend bei den Kantonen. So sei die Absprache
zwischen Bund und Kantonen unabdingbar. 16

MOTION
DATUM: 07.03.2018
CATALINA SCHMID

In seinem Bericht zu den parlamentarischen Vorstössen im Jahre 2020 (BRG 21.006)
beantragte der Bundesrat die Abschreibung der Motion Jositsch (sp, ZH) zum Schutz
religiöser Gemeinschaften vor terroristischer und extremistischer Gewalt. Zu diesem
Zweck war 2017 ein Aktionsplan mit 26 Massnahmen erarbeitet, verabschiedet und mit
einer Impulsfinanzierung von CHF 5 Mio. unterstützt worden. 2019 war zudem die
Verordnung über Massnahmen zur Unterstützung der Sicherheit von Minderheiten mit
besonderen Schutzbedürfnissen (SR 311.039.6) in Kraft getreten. Damit seien die
Forderungen der Motion erfüllt worden. Der Ständerat nahm den Antrag des
Bundesrates in der Sommersession 2021 kommentarlos an. 
Da bloss Abklärungen vorgenommen worden und noch keine konkrete Umsetzung
erfolgt sei, beantragte die SiK-NR im Zweitrat hingegen, die Motion zu gegebenem
Zeitpunkt nicht abzuschreiben. Der Nationalrat folgte seiner Kommission und lehnte
die Abschreibung ab. In der Differenzbereinigung im Herbst stimmte der Ständerat
schliesslich dem Nationalrat zu, womit die Motion noch nicht abgeschrieben wurde. 17

MOTION
DATUM: 29.09.2021
CATALINA SCHMID

Kriminalität

Anlässlich der Behandlung einer als Postulat überwiesenen Motion Jeanprêtre (sp, VD)
(Mo. 96.3660) für die Schaffung einer speziellen Koordinationsstelle zur internationalen
Bekämpfung der Kinderprostitution und der Aktivitäten von Pädophilen wies
Bundesrat Koller darauf hin, dass die schweizerischen Polizeibehörden in diesem
Bereich bereits heute eng mit ausländischen Strafverfolgungsbehörden
zusammenarbeiten. Eine weitere Motion Jeanprêtre (Mo. 96.3659) zur Bekämpfung der
Ausbeutung von Kindern durch sogenannte Sexualtouristen überwies der Nationalrat
mit dem Einverständnis des Bundesrates diskussionslos. Sie verlangt, das
Strafgesetzbuch in dem Sinne zu ändern, dass im Ausland begangene Sexualdelikte mit
Kindern unabhängig von der Nationalität des Täters und den im entsprechenden Land
geltenden Gesetzen in der Schweiz verfolgt werden können. Der Ständerat und nach
ihm auch der Nationalrat hiessen ebenfalls eine analoge Motion Béguin (fdp, NE) (Mo.
96.3649) gut. Im gleichen Zusammenhang überwies der Nationalrat auch eine Motion

MOTION
DATUM: 19.12.1997
HANS HIRTER
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Jeanprêtre (Mo. 97.3485) für den Aufbau resp. Ausbau von Polizeidiensten, welche sich
der Bekämpfung der Pädophilie und ihrer Organisationen widmen. Die Forderung, auch
Strafen gegen Organisationen, namentlich Reiseveranstalter, welche in diesem Bereich
tätig sind, aussprechen zu können, wurde von der Sozialdemokratin von Felten (BS)
eingebracht. Der Nationalrat wandelte ihre Motion (Mo. 97.3366) in ein Postulat um. In
der Praxis erfüllen die richterlichen Behörden die Forderungen der Motionen
Jeanprêtre und Béguin bereits teilweise. Nachdem im Vorjahr ein Schweizer in der
Waadt wegen Unzucht mit Kindern in Sri Lanka verurteilt worden war, nahmen die
Zürcher Behörden 1997 einen anderen Schweizer in Untersuchungshaft, der jahrelang in
Sri Lanka gelebt hatte und dort wegen Unzucht mit Kindern verhaftet, dann aber nicht
verurteilt, sondern ausgewiesen worden war. 18

Eine knappe Mehrheit von 97 zu 94 Nationalratsmitgliedern unterstützte in der
Herbstsession 2019 das Anliegen einer Motion Quadranti (bdp, ZH), dass der Bund
«hate crimes» aufgrund der sexuellen Orientierung, der Geschlechtsidentität, des
Geschlechtsausdrucks oder von Geschlechtsmerkmalen statistisch erfassen sollte.
Solche Daten böten die Grundlage zur Problemlösung und könnten Ansatzpunkte für die
Prävention aufzeigen, argumentierte Quadranti. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der
Motion beantragt. Er befürchtete eine ungenügende Datenqualität, denn die Angabe
des Tatmotivs erfolge in der polizeilichen Kriminalstatistik nur auf freiwilliger Basis. Mit
der Einführung eines Straftatbestands für Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung würde die Erfassung in der polizeilichen Kriminalstatistik – wie für alle
Straftatbestände des StGB – ohnehin obligatorisch werden. Im Falle der Ablehnung
anlässlich des bevorstehenden Referendums könnte sich der Bundesrat hingegen eher
Umfragen bei den betroffenen Gruppen vorstellen, erklärte Innenminister Alain Berset,
von denen er sich aussagekräftigere Resultate verspreche als von der Erfassung durch
die Polizei. Die grosse Kammer folgte indes mehrheitlich dem Aufruf Quadrantis, einen
Schritt zu tun, um die «Problemdimension sichtbar» zu machen. 19

MOTION
DATUM: 26.09.2019
KARIN FRICK

Die schweizweite statistische Erfassung von «hate crimes» aufgrund der sexuellen
Orientierung, der Geschlechtsidentität, des Geschlechtsausdrucks oder von
Geschlechtsmerkmalen könnte Ansatzpunkte für die Prävention aufzeigen und würde
generell die Diskriminierung dieser Gruppe thematisieren, argumentierte die
ständerätliche WBK, die ihrem Rat die Annahme der entsprechenden Motion Quadranti
(bdp, ZH) beantragte. In der Frühjahrssession 2020 folgte die Ratsmehrheit jedoch
einem Einzelantrag Hefti (fdp, GL) und lehnte den Vorstoss mit 21 zu 18 Stimmen bei
einer Enthaltung ab. Die Gegnerschaft der Motion erachtete die geforderte Statistik in
der vorgeschlagenen Form im Hinblick auf die Datenqualität als problematisch, da sie
aus Polizeirapporten zusammengestellt würde und nicht wie die polizeiliche
Kriminalstatistik aus Anzeigen aufgrund des Strafgesetzbuches. Innenminister Alain
Berset versicherte, der Bundesrat werde beim Thema «hate crimes» nicht untätig
bleiben, und wies darauf hin, dass es der in der Volksabstimmung vom Februar 2020
angenommene Artikel 262bis StGB (Verbot der Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Orientierung) möglich mache, auch diesen Tatbestand in der polizeilichen
Kriminalstatistik zu erfassen. Dies war zum Zeitpunkt der Einreichung der Motion noch
nicht möglich gewesen, weswegen die Motion eine Statistik basierend auf
Polizeirapporten vorgeschlagen hatte. 20

MOTION
DATUM: 10.03.2020
KARIN FRICK

Weil der Bund die verdeckte Ermittlung per Anfang 2021 an die Kantone abgebe, müsse
fortan eine nationale Strategie sicherstellen, dass die Verfolgung von Pädokriminellen
im Internet nicht an den Kantonsgrenzen und kantonalen Rechtsunterschieden
scheitere, forderte Nationalrätin Yvonne Feri (sp, AG) mit einer im Herbst 2020
eingereichten Motion. Der Bundesrat lehnte es ab, eine nationale Strategie zur
Bekämpfung der Cyber-Pädokriminalität zu schaffen, da die Kantone für die
Strafverfolgung von Pädokriminalität zuständig seien. Das Fedpol habe auf der
Grundlage einer Vereinbarung mit den Kantonen zwischenzeitlich bestimmte Aufgaben
in diesem Bereich übernommen, weil in den Kantonen die rechtlichen Grundlagen für
die verdeckte Fahndung gefehlt hätten. Dies habe sich inzwischen aufgrund
gesetzlicher Anpassungen in den Kantonen geändert und die KKJPD habe die
entsprechende Vereinbarung auf Ende 2020 gekündigt, erläuterte der Bundesrat in
seiner Stellungnahme. Dennoch nahm der Nationalrat die Motion in der Sommersession
2022 mit 114 zu 69 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Es brauche eine
gesamtschweizerische Strategie, die über die polizeiliche Koordination hinausreiche

MOTION
DATUM: 08.06.2022
KARIN FRICK
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und das Zusammenspiel von Prävention, Meldemöglichkeiten, Opferhilfe und
Strafverfolgung in den Blick nehme, argumentierte die Motionärin im Ratsplenum. 21

Polizei

Im Nationalrat verlangte Freund (svp, AR) mit einer Motion Rechtsgrundlagen für
gewisse Vereinheitlichungen der kantonal organisierten Polizeikorps. Namentlich
sollten diese die überregionale Zusammenarbeit, die Kooperation mit dem
Grenzwachtkorps und die Mindeststandards für die Polizeiausbildung regeln. Da der
Sozialdemokrat Gross (ZH) dagegen Opposition anmeldete, wurde die Beratung der
Motion verschoben. 22

MOTION
DATUM: 19.03.1999
HANS HIRTER

Die knappen Personalbestände des Grenzwachtkorps hatten in den letzten Jahren zu
einer Reduktion der Überwachungstätigkeit an der Grenze geführt. Die Kontrolle
beschränkte sich zunehmend auf Stichproben beim einreisenden Strassenverkehr und
auf die Beobachtung von besonders zur illegalen Einreise geeigneten Stellen der
sogenannten grünen Grenze. Nach Ansicht der SVP geht von dieser Reduktion eine
Gefährdung der inneren Sicherheit aus. Nationalrat Baumann (svp, TG) verlangte als
Gegenmassnahme mit einer Motion eine Personalaufstockung oder als Alternative dazu
den vermehrten Einsatz der Armee. Nachdem der Bundesrat darauf hingewiesen hatte,
dass auch eine massive Personalaufstockung eine lückenlose Grenzüberwachung nicht
erlauben würde, dass aber in Zusammenarbeit mit den Kantonen das Kontrollsystem
überprüft werde, lehnte der Rat die Motion ab; eine Motion Schmied (svp, BE), welche
eine derartige Überprüfung gefordert hatte, war kurz zuvor überwiesen worden. 23

MOTION
DATUM: 02.10.2000
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies gegen den Antrag des Bundesrates eine Motion Segmüller
(cvp, LU) (08.3208), welche die Landesregierung auffordert, zusammen mit den
Kantonen für einen Ausbau des Bestandes der Polizeikräfte zu sorgen. Dasselbe und
zusätzlich auch noch eine Aufstockung des Grenzwachtkorps speziell für die
Verbrechensbekämpfung in den Grenzregionen verlangte auch eine vom Nationalrat
überwiesene, von der kleinen Kammer aber abgelehnte Motion Robbiani (cvp, TI)
(08.3268). Der Nationalrat und nach ihm auch der Ständerat überwiesen eine Motion
Fehr (svp, ZH) (08.3510) für eine Aufstockung des Grenzwachtkorps um 200-300
Personen. Die kleine Kammer strich allerdings die Nennung einer konkreten Zahl. 24

MOTION
DATUM: 09.12.2009
HANS HIRTER

Mit seiner 2008 eingereichten Motion verlangte Fehr (svp, ZH) die Aufstockung des
Grenzwachtkorps (GWK) um 200 bis 300 Stellen sowie eine konkurrenzfähige
Besoldung, vor allem der jungen Grenzwächter. Nachdem die Motion vom Nationalrat
2009 angenommen wurde, schuf die kleine Kammer eine Differenz, indem sie die
Streichung der verbindlichen Zahl von 200 bis 300 Grenzwächter forderte. Gleichzeitig
überwies der Ständerat ein Postulat seiner sicherheitspolitischen Kommission
(09.3737), das den Bundesrat beauftragt, den Bestand des Grenzwachtkorps bis Ende
2010 aufgrund der Erfahrungen mit dem Schengen-Dublin-Abkommen zu überprüfen.
Damit sollte sichergestellt werden, dass die Motion auch ohne genaue Zahlenangabe
effektiv umgesetzt wird. Der Nationalrat stimmte 2011 der Änderung zu, womit die
Motion überwiesen wurde. 25

MOTION
DATUM: 01.03.2011
NADJA ACKERMANN

Konkretere Massnahmen verlangten andere parlamentarische Vorstösse. So forderte die
Schwesterkommission (SPK-NR) mit einer Motion die Wiedereinführung von
Grenzkontrollen an Grenzen zu Staaten, die das Dublin-Abkommen nicht befriedigend
umsetzen. Insbesondere an der Grenze zu Italien sollen die Grenzen stärker kontrolliert
werden. Nachdem die Motion 2012 im Nationalrat Zustimmung gefunden hatte, wurde
sie 2013 durch den Ständerat mit 17 zu 6 Stimmen bei 2 Enthaltungen an den Bundesrat
überwiesen. 26

MOTION
DATUM: 04.06.2013
NADJA ACKERMANN
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Eine Motion Barthassat (cvp, GE), die den Bundesrat beauftragen wollte, mit den
Nachbarländern Verhandlungen über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im
Kampf gegen die Kriminalität aufzunehmen, wurde 2013 abgelehnt. Insbesondere sollte
die vermehrte Nutzung des Luftraumes Gegenstand dieser Verhandlungen sein. Stein
des Anstosses war bei diesem Vorstoss die steigende Anzahl Straftaten in Genf. Die
Motion konnte aber nicht überwiesen werden, da der Ständerat im Gegensatz zum
Nationalrat dem Antrag seiner Rechtskommission und des Bundesrates folgend das
Begehren ablehnte. 27

MOTION
DATUM: 11.09.2013
NADJA ACKERMANN

Damit die Wartezeit von angehaltenen Personen verkürzt werden kann, soll die
Transportpolizei für die Überprüfung von Personalien und zur Identifizierung von
Personen in den Abrufrechten von Personendaten dem Grenzwachtkorps gleichgestellt
werden. Das Parlament überwies eine Motion der nationalrätlichen Kommission für
Verkehr- und Fernmeldewesen an den Bundesrat, der bereits in seiner Antwort diesen
Vorstoss einer ähnlich gerichteten, aber unklarer formulierten Motion Glanzmann-
Hunkeler (cvp, LU) vorgezogen hatte. 28

MOTION
DATUM: 08.09.2014
NADJA ACKERMANN

Auf Antrag des Bundesrates nahm der Nationalrat eine Motion Romano (cvp, TI) an,
welche dem Fedpol die Kompetenz zur verdeckten Registrierung von terroristisch
motivierten Reisenden im Schengener Informationssystem (SIS) geben will. Die
verdeckte Ausschreibung im SIS – verdeckt deshalb, weil die betroffene Person über
ihre Registrierung nicht in Kenntnis gesetzt wird – stelle ein wichtiges Instrument zur
Verhinderung und Aufdeckung von Straftaten dar, so die Ansicht des Motionärs und des
Bundesrates. Das neue Nachrichtendienstgesetz sieht diese Kompetenz für den NDB
vor, damit dieser die Bedrohungslage im Zusammenhang mit registrierten Personen
präventiv einschätzen kann. Für die Ermittlung bei bereits begangenen Straftaten ist
jedoch das Fedpol zuständig. Dazu soll auch diese Behörde verdeckte Ausschreibungen
im SIS tätigen dürfen. Mit 149 gegen 39 Stimmen aus der SP-Fraktion bei einer
Enthaltung stimmte die grosse Kammer dem Vorstoss in der Herbstsession 2016 zu. 29

MOTION
DATUM: 14.09.2016
KARIN FRICK

In der Wintersession 2016 stimmte als Zweitrat auch der Ständerat der Motion Romano
(cvp, TI) zur verdeckten Registrierung von terroristisch motivierten Reisenden im SIS
zu. Neben dem NDB, dessen diesbezügliche Kompetenz im neuen
Nachrichtendienstgesetz festgeschrieben ist, wird nun auch das Fedpol die Befugnis
erhalten, terroristisch motivierte Reisende verdeckt im SIS auszuschreiben. Ein
Vernehmlassungsentwurf für die entsprechende gesetzliche Grundlage soll bis Ende
2017 vorliegen. 30

MOTION
DATUM: 14.12.2016
KARIN FRICK

Das Konkordat über private Sicherheitsdienstleistungen (KÜPS) müsse wohl als
gescheitert betrachtet werden, nachdem die Kantone Bern, Obwalden, Schwyz, Zug und
Zürich definitiv gegen ihren Beitritt entschieden hätten, so die Einschätzung der
Zürcher SP-Nationalrätin Priska Seiler Graf, mit der sie ihre im September 2016
eingereichte Motion für eine schweizweite Regelung privater
Sicherheitsdienstleistungen begründete. Der Bundesrat anerkannte in seiner
Stellungnahme vom Februar 2017 die uneinheitliche Rechtslage, erachtete es aber als
verfrüht, jetzt schon auf Bundesebene gesetzgeberisch tätig zu werden. Vielmehr wollte
er sowohl der KKJPD Zeit geben, sich mit einem kurz zuvor publizierten Gutachten der
Weko auseinanderzusetzen, das die unterschiedlichen Bewilligungsvoraussetzungen für
Sicherheitsunternehmen aus dem Blickwinkel des Binnenmarktgesetzes betrachtet, als
auch erneut mit den Kantonen über das weitere Vorgehen in Dialog treten.
Vor dem Nationalratsplenum in der Herbstsession 2018 erklärte Bundesrätin Simonetta
Sommaruga jedoch, nach dem definitiven Scheitern des KÜPS im April 2017 habe der
Bundesrat seine Meinung geändert. Da die Kantone es nicht geschafft hätten, ihr
selbstgesetztes Ziel zu erreichen, unterstütze der Bundesrat mittlerweile eine nationale
Regelung und damit das Anliegen der Motion. Angesichts der Tatsache, dass private
Sicherheitsfirmen mit einem Gesamtumsatz von über einer Milliarde Franken pro Jahr
grossen Raum einnähmen und sich gleichzeitig in einem sensiblen Bereich am Rande
des staatlichen Gewaltmonopols bewegten, tue eine Regulierung Not. Dem Antrag auf
Annahme des Vorstosses fügte sie das Versprechen bei, die Regelungen gegebenenfalls
in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu erarbeiten. Der Nationalrat nahm die Motion
schliesslich stillschweigend an. 31

MOTION
DATUM: 19.09.2018
KARIN FRICK
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Da die Polizeikorps der Kantone je eigene Polizeidatenbanken betrieben, sei die
Beschaffung von Informationen aus anderen Kantonen mit erheblichem Aufwand
verbunden, begründete die Nationalrätin Corina Eichenberger-Walther (fdp, AG) ihre
Motion für einen nationalen polizeilichen Datenaustausch, denn für eine erfolgreiche
Kriminalitätsbekämpfung sei der schweizweite Austausch von Informationen
unerlässlich. Der Bundesrat teilte diese Ansicht und empfahl die Motion zur Annahme.
Obgleich eine zentrale Datenerfassung und -bearbeitung aufgrund der kantonalen
Polizeihoheit nicht in Frage komme, stellte er eine nationale Abfrageplattform in
Aussicht, wo alle Informationen aus kantonalen und nationalen polizeilichen
Informationssystemen mit einer einzigen Abfrage abgerufen werden können; eine
Vorstudie für eine solche Plattform sei mit den Kantonen bereits in Erarbeitung. Auch
die Kantone begrüssten einen solchen Schritt, berichtete die SiK-SR, die die KKJPD
diesbezüglich angehört hatte. Stillschweigend hiessen in der Sommer- bzw.
Wintersession 2019 beide eidgenössischen Räte den Vorstoss gut. 32

MOTION
DATUM: 09.12.2019
KARIN FRICK

In der Wintersession 2019 befasste sich der Ständerat als Zweitrat mit der Motion Seiler
Graf (sp, ZH) für eine schweizweite Regelung privater Sicherheitsdienstleistungen.
Nachdem die SiK-SR die KKJPD angehört und sich darüber unterrichten lassen hatte,
dass die aktuelle Situation «unhaltbar» sei, gleichzeitig aber keine Aussicht auf eine
Harmonisierung des kantonalen Rechts in diesem Bereich bestehe und eine
einheitliche Regelung nur mittels Bundesgesetz erreicht werden könne, beantragte sie
die Motion ihrem Rat mehrheitlich zur Annahme. Die Minderheit anerkannte zwar den
Handlungsbedarf, wollte jedoch nicht – nicht einmal auf deren ausdrückliche Bitte hin –
in die Kompetenz der Kantone eingreifen, weil sie weitere ähnliche
Kompetenzabtretungen in Zukunft fürchtete und damit den Föderalismus in Gefahr
sah. Aus diesem Grund hatte die Kommission bereits einige Monate zuvor – noch vor
der erwähnten Anhörung der KKJPD – eine praktisch gleichlautende Motion Rechsteiner
(sp, SG; Mo. 17.4101) mehrheitlich abgelehnt, die der Motionär daraufhin zurückzog. Die
Motion Seiler Graf wurde im Ständerat mit der knappen Mehrheit von 23 zu 21 Stimmen
bei einer Enthaltung abgelehnt. Laut Minderheitsvertreter Thomas Minder (parteilos,
SH) sei dies ein «starkes Zeichen an die Kantone, ihre verhältnismässig kleinen
Probleme im Bereich der inneren Sicherheit selbst zu lösen». Ständeratspräsident Hans
Stöckli (sp, BE) erheiterte das Plenum zum Schluss der Debatte mit der Bemerkung, die
Motion sei damit erledigt, «aber das Problem wahrscheinlich nicht».
In der Tat hatten sich nicht nur der Polizeiverband, der gemäss der NZZ seit längerer
Zeit vor Wildwuchs im Sicherheitsbereich gewarnt hatte, sondern auch der Verband
Schweizerischer Sicherheitsdienstleistungsunternehmen (VSSU) und damit die Security-
Branche selbst einheitliche Qualitätsstandards gewünscht. «Die private
Sicherheitsbranche kann sich längerfristig nur entwickeln, wenn sie von der
Öffentlichkeit als kompetent wahrgenommen wird», erklärte VSSU-Vertreter Matthias
Fluri gegenüber der NZZ. Mit der Ablehnung durch den Ständerat ist das «Ende des
Trauerspiels» (NZZ) jedoch wohl wieder ausser Sichtweite gerückt. 33

MOTION
DATUM: 16.12.2019
KARIN FRICK

Im Zuge der Behandlung des Entwurfs des Bundesrates zum Bundesgesetz über
polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus (PMT) schrieb das Parlament
im Sommer 2020 die Motion der KVF-NR für die Überprüfung von Personendaten im
Abrufverfahren durch die Transportpolizei ab. 34

MOTION
DATUM: 19.06.2020
CATALINA SCHMID

Nach der Veröffentlichung der bundesrätlichen Botschaft zum Bundesgesetz über
polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus im Mai 2019 schrieb das
Parlament die Motion Romano (cvp, TI) für die Registrierung von terroristisch
motivierten Reisenden im Sommer 2020 ab. 35

MOTION
DATUM: 19.06.2020
CATALINA SCHMID

Nach geltendem Recht muss die Person, die eine Ordnungsbusse verhängt, auf der
Quittung oder dem Bedenkfristformular ihren Vor- und Nachnamen angeben. Um die
Polizistinnen und Polizisten, die Ordnungsbussen verhängen, besser zu schützen,
sollen sie neu nur noch ihre Matrikelnummer angeben müssen. Der Nationalrat folgte in
der Herbstsession 2020 diskussionslos dem Antrag des Bundesrates und nahm eine
entsprechende Motion Addor (svp, VS) stillschweigend an. 36

MOTION
DATUM: 25.09.2020
KARIN FRICK
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Wie es im Herbst des Vorjahres der Nationalrat getan hatte, stimmte in der
Herbstsession 2021 auch der Ständerat der Motion Addor (svp, VS) für die Verstärkung
des Identitätsschutzes von Polizistinnen und Polizisten, die Ordnungsbussen
verhängen, stillschweigend zu. Die RK-SR hatte die Motion im Vorhinein beraten und –
wie auch der Bundesrat – deren Annahme beantragt. Wie sie in ihrem Bericht festhielt,
handle es sich beim Ordnungsbussengesetz um ein besonderes Strafverfahrensrecht,
weshalb sie das Anliegen der Motion grundsätzlich bereits im Rahmen der in der
Kommission hängigen Detailberatung der Revision der Strafprozessordnung umgesetzt
habe. 37

MOTION
DATUM: 23.09.2021
CATALINA SCHMID

1) AB NR, 2016, S. 240 f.; AB SR, 2016, S. 472 ff.; NZZ, 9.3.16
2) AB NR, 2017, S. 1361 ff.; AB SR, 2017, S. 960
3) AB SR, 2018, S. 350; Kommissionsbericht SiK-SR vom 24.4.18
4) AB NR, 2018, S. 1646 ff.
5) AB SR, 2018, S. 937 f.; Kommissionsbericht SiK-SR vom 13.11.18
6) AB NR, 2021, S. 1249 f.; AB SR, 2021, S. 502 f.; BBI 2021 747, S. 41 f.
7) AB NR, 2016, S. 1644
8) AB SR, 2017, S. 13 ff.; Kommissionsbericht RK-SR vom 23.01.2017; Blick, 28.2.17
9) AB NR, 2018, S. 494 f.; NZZ, 16.3.18
10) AB SR, 2018, S. 709 ff.; Kommissionsbericht RK-SR vom 29.06.2018; SGT, 20.9.18
11) AB SR, 2022, S. 507; Bericht RK-SR vom 26.4.22
12) AB NR, 1997, S. 1462 f.; AB NR, 1997, S. 1463
13) NZZ, 19.2.10; WOZ, 10.6.10; TA, 21.6.10.
14) AB NR, 1994, S. 1487 f.; AB SR, 1994, S. 947 f.
15) AB NR, 2009, S. 1007; AB SR, 2009, S. 961.
16) AB NR, 2018, S. 262 f.; Bericht RK-NR vom 10.10.17
17) AB NR, 2021, S. 1249 f.; AB SR, 2021, S. 1023 f.; AB SR, 2021, S. 502 f.; Bericht BR vom 5.3.21
18) AB NR, 1997, S. 2212; AB NR, 1997, S. 2749; AB NR, 1997, S. 2831 f.; AB NR, 1997, S. 520 f.; AB NR, 1997, S. 521; AB SR, 1997, S.
148 f.; NZZ, 12.2.97.
19) AB NR, 2019, S. 1905 f.
20) AB SR, 2020, S. 107 ff.; Kommissionsbericht WBK-SR vom 31.1.20; Lib, 11.3.20
21) AB NR, 2022, S. 1004 f.; Mo. 20.4084
22) AB NR, 1999, S. 478 f.
23) AB NR, 2000, S. 1144 f. (Baumann) und 1065 ff. (Schmied). Vgl. auch die Antwort des BR auf diverse Interpellationen
Freund (svp, AR) in AB NR, 2000, S. 1065 ff. und 1145. Siehe auch TG, 6.4.00.29
24) AB NR, 2009, S. 1008; AB NR, 2009, S. 1255 f.; AB SR, 2009, S. 1263 ff.; AB SR, 2009, S. 1292; Mo. 08.3208; Mo. 08.3268;
NLZ, 10.12.09
25) AB NR, 2009, S. 1255 f.; AB NR, 2011, S. 52 ff.; AB SR, 2009, S. 1263 ff.; Po. 09.3737
26) AB SR, 2013, S. 411 f.
27) AB NR, 2013, S. 653; AB SR, 2013, S. 705 f.
28) AB NR, 2014, S. 647; AB SR, 2014, S. 720
29) AB NR, 2016, S. 1329 f.; NZZ, 7.6., 15.9.16
30) AB SR, 2016, S. 1199; BaZ, 15.12.16
31) AB NR, 2018, S. 1486 f.; Mo. 16.3723
32) AB NR, 2019, S. 1320; AB SR, 2019, S. 1109 f.; Kommissionsbericht SiK-SR vom 10.10.19
33) AB SR, 2019, S. 1174 ff.; Kommissionsbericht SiK-SR vom 30.8.18; Kommissionsbericht SiK-SR vom 7.11.19; Mo. 17.4101; NZZ,
15.11.19
34) BBl, 2019, S. 4751 ff.
35) BBl, 2019, S. 4751 ff.
36) AB NR, 2020, S. 1892; Mo. 20.3388; AZ, 9.7.20
37) AB SR, 2021, S. 959; Bericht der RK-SR vom 9.8.21
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